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Erster Teil 
Einführung 

§ 1 Einleitung 

Der Landschaftsplan nach dem Gesetz zur Sicherung des Naturhaushalts und 
zur Entwicklung der Landschaft (Landschaftsgesetz- LG)1 ist das "Kernstück" 
dieses Gesetzes.2 Es handelt sich hier um das Hauptinstrument, mit dem nach 
der Intention des Gesetzgebers der Naturhaushalt gesichert und die Landschaft 
entwickelt werden sol1.3 

Da der Landschaftsplan geeignet ist, subjektive Rechte zu verletzen, bedarf 
es der Möglichkeit gerichtlicher Kontrolle. Dies gebietet die grundgesetzliche 
Rechtsschutzgarantie. Denn der Schutz subjektiver Rechte ist die Aufgabe der 
Gerichtsbarkeit, insb. der Verwaltungsgerichtsbarkeit. Die Erfüllung dieser 
Rechtsschutzaufgabe ist verbunden mit der Kontrolle der objektiven Recht 
mäßigkeitdes (landschaftsplanenden) Verwaltungshandelns.4 

Solche gerichtliche Kontrolle wird von seitender planenden Verwaltung und 
von den am Schutz von Natur und Landschaft interessierten Verbänden im 
Zweifel mit Skepsis betrachtet. Aus dieser Perspektive ist gerichtliche Kon 
trolle zumeist ein Hindernis, zumindest aber ein Hemmnis für Maßnahmen 
zum Schutz von Natur und Landschaft. 

Sie ist jedoch auch geeignet, die Landschaftsplanung zu stärken. Gerichtliche 
Kontrolle des Handeins der Verwaltung - egal mit welchem Ergebnis -
bewirkt auch eine Klärung des gegebenen rechtlichen Aktionsspielraums 
künftiger Verwaltungspraxis. Sie schafft RechtssicherheiL Gleichzeitig fördert 
allein die Möglichkeit effektiver Kontrolle die Legitimität und die generelle 

1 I.d.F. d. Bek. v. 26.6.1980 (GV.NW. S. 734) - LG a.F. -, zul. geänd. durch G. v. 
19.6.1994 (GV.NW. S. 418); i.d.F. d . Bek. v. 15.8.1994 (GV.NW. S. 710). 

2 Bauer!Salewski, Recht der Landschaft, S. 12. 
3 Vgl. den Gesetzentwurf der Landesregierung, LT-Drs. 7/3263, S. 39 und den Gesetzentwurf 

der Landesregierung, LT-Drs. 9/3710, S. 1 und 21. 
4 Krebs, Kontrolle, S. 55, 59. 
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Akzeptanz des Verwaltungshandeins. 5 Daher ist die Thematisierung der 
gerichtlichen Kontrolle von Landschaftsplänen ambivalent. 

Ziel der Untersuchung ist danach nicht, die Landschaftsplanung "in die De-
fensive zu drängen". Es geht vielmehr um die Beschreibung rechtsstaatlicher 
Rahmenbedingungen und umweltrechtlicher Zielvorgaben als Voraussetzung 
und Grundlage für eine langfristige Stärkung der Landschaftsplanung. In 
diesem Sinne sollen im folgenden Möglichkeiten und Grenzen der gerichtlichen 
Kontrolle von Landschaftsplänen diskutiert werden. Beides ist unter prozessua-
len (dazu der Zweite Teil) und materiellrechtlichen Aspekten (dazu der Dritte 
Teil und Vierte Teil) zu problematisieren. Zuvor soll indes zur Einführung ein 
kurzer Überblick über die Konzeption der Landschaftsplanung nach dem LG, 
den Stand der Planungspraxis und die bisherige gerichtliche Kontrollpraxis 
gegeben werden. 

§ 2 Konzeption der Landschaftsplanung nach dem 
Landschaftsgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen 

A. Der Landschaftsplan als rechtsverbindliches 
Instrument zur Sicherung des Naturhaushalts 

und zur Entwicklung der Landschaft 

Rechtliche Grundlage des Landschaftsplans ist in Nordrhein-Westfalen neben 
dem mehrfach geänderten LG (§§ 16-42)6 die Verordnung zur Durchführung 

~Krebs, Kontrolle, S. 117 und 34ff., 4lf.; die gerichtliche Kontrolle entfaltet "Präjudizwir-
kung" und "Vorauswirkung" und trägt damit zur Rationalität und Legitimität von Entscheidungen 
bei. 

• Das LG v. 18.2.1975 (GV.NW. S. 190) wurde geändert durch Art. 18 d. G. v. 1.7.1978 
(GV.NW. s. 290); Art. II d. G. V. 11.3.1980 (GV.NW. S. 214); G. V. 6.5.1980 (GV.NW. 
S. 498), in d. Neufassung bekanntgemacht in GV.NW. S. 734; Art. 17 d. G. v. 6.11.1984 
(GV.NW. s. 663); G. V. 19.3.1985 (GV.NW. s. 261); G. V. 17.2.1987 (GV.NW. s. 342); G. v. 
6.10.1987 (GV.NW. s. 342); G. V. 20.6.1989 (GV.NW. s. 366); G. V. 29.4.1992 (GV.NW. 
S. 175); G. v. 28.9.1993 (GV.NW. S. 740) und G. v. 19.6.1994 (GV.NW. S. 418). Hervor-
zuheben sind die Änderungen durch G. v. 19.3.1985 (Abschaffung der Bindung an eingeleitete 
andere Fachplanungen, § 16 LG; Straffung der Grundlagen des Plans durch Herausnahme des 
Grundlagenteils aus der förmlichen Satzung, §§ 16, 17 LG; Wegfall der Möglichkeit der Aus-
weisung von Brachland als Voraussetzung für Maßnahmen der Bodenordnung, § 24 Abs. 2 LG; 
Begrenzung der Bindungswirkung des forstlichen Fachbeitrags auf bestimmte Festsetzungen, § 25 
LG; Straffung des Katalogs der Entwicklungs-, Pflege- und Erschließungsmaßnahmen und 
Bezugnahme auf die Ziele nach § 1 LG bei der ErforderlichkeilSprüfung für diese Festsetzungen, 
§ 26 LG; Begrenzung der durch das Gebot enger Zusammenarbeit begünstigten öffentlichen 
Stellen und Behörden, § 27 Abs. 2 LG; Anpassung des Verfahrens, der Genehmigungsmaßstäbe 
und der Verkündungsvorschriften an die für Bebauungspläne einschlägigen Bestimmungen, § 27 
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des Landschaftsgesetzes7• Als rahmenrechtliche Grundlage auf Bundesebene ist 
ferner§ 6 des Gesetzes über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnatur-
schutzgesetz- BNatSchG)8 zu beachten. 

Der Landschaftsplan ist als Satzung, d.h. als Rechtsnorm mit dem Anspruch 
auf Verbindlichkeit, von den Kreisen bzw. den kreisfreien Städten zu erlassen 
(§ 16 Abs. 2 Satz 1 LG). Sein Geltungsbereich erstreckt sich i.w. auf den 
baulichen Außenbereich (§ 16 Abs. 1 Satz 2 LG). Er besteht aus einer Karte, 
dem Text und Erläuterungen(§ 16 Abs. 4 1. Halbs. LG). 

Grundlage für die Erarbeitung des Landschaftsplans ist eine Bestandsauf-
nahme des Naturhaushalts, der wesentlichen Elemente des Landschaftsbilds 
und der besonderen Landschaftsschäden im Plangebiet (vgl. § 17 LG a.F .), die 
im Fachbeitrag nach § 15 a LG enthalten ist. 

Karte und Text des Plans enthalten als planensehe Zielvorgabe die Dar-
stellung der Entwicklungsziele für die Landschaft(§§ 18 i. V.m. 16 Abs. 4 2. 
Halbs. Nr. 1 LG). Ferner enthalten sie die Festsetzungen besonders geschütz-
ter Teile von Natur und Landschaft (§§ 19-23 i.V.m. 16 Abs. 4 2. Halbs. 
Nr. 2 LG), die Zweckbestimmungen für Brachflächen (§§ 24 i.V.m. 16 
Abs. 4 2. Halbs. Nr. 3 LG), die besonderen Festsetzungen für die forstliche 
Nutzung(§§ 25 i.V.m. 16 Abs. 4 2. Halbs. Nr. 4 LG) und die Entwicklungs-, 
Pflege- und Erschließungsmaßnahmen (§§ 26 i.V.m. 16 Abs. 4 2. Halbs. 
Nr. 5 LG). 

Die Bedeutung der Entwicklungsziele ergibt sich aus § 18 Abs. 1 Satz 2, 
§ 33 Abs. 1 LG. Sie geben Auskunft über das Schwergewicht der im Plan-
gebiet zu erfüllenden Aufgaben der Landschaftsentwicklung und sollen bei 

Abs. 1, § 28 Abs. 1 LG. Die neuen Regelungen der Form und des Verfahrens gelten indes nicht 
für Pläne, deren Offenlegung vor dem 20.4.1985 begonnen oder von der Vertretungskörperschaft 
beschlossen worden war) und durch G. v. 19.6.1994. Letztere schuf in § 7 eine detaillierte 
Entschädigungs- und Ausgleichsregelung und neben zahlreichen Klarstellungen und redaktionellen 
Änderungen eine einschneidende Neuregelung über die Unbeachtlichkeit formeller und materieller 
Fehler und die Behebung formeller Fehler in § 30, s. dazu die Gesetzgebungsmaterialien LT -Drs. 
11/6196 (Gesetzentwurf der Landesregierung) und LT-Drs. 1117316 (Beschlußempfehlung und 
Bericht des Ausschusses für Landwirtschaft, Forsten und Naturschutz). 

7 V. 22.10.1986 (GV.NW. S. 683), geändert durch VO v. 6.11.1993 (GV.NW. S. 888) und 
vom 18.10.1994 (GV.NW. S. 934), im folgenden: DVO-LG. Diese löste die Bestimmungen der 
Zweiten Verordnung zur Durchführung des Landschaftsgesetzes v. 8.4.1977 (GV.NW. S. 222)ab, 
sofern die Offenlegung nicht vor dem 20.4.1985 begonnen oder von der Vertretungskörperschaft 
·beschlossen worden war. Dabei ergaben sich Änderungen der Form und der Systematik des 
Landschaftsplans. Hervorzuheben ist die ausdrückliche Festschreibung der - schon nach § 29 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 2 BNatSchG (nunmehr i.d.F. v. 12.3.1987, BGBI. I S. 889, zul. geänd. 
durch G. v. 6.8.1993, BGBI. I S. 1458) gebotenen - Verbändebeteiligung gemäß § 11 Abs. 2 
Nr. 1 DVO-LG. 

• I.d.F. d . Bek. v. 12.3.1987 (BGBI. I S. 889), zul. geänd. durch G. v. 6.8.1993 (BGBI. I 
S. 1458), im folgenden: BNatSchG. 
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